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Einleitung pim Gesetz vom 29. April 1887.

DaS vorliegende, in diesem Jahre erlassene neue Kirchengesetz, welche- 
die dem Papste von der preußischen Regierung im verfloffenen Jahre ge­
machte Zusicherung der weiteren Revision der Maigesetzgebung verwirk­
lichen soll, greift wieder in so bedeutendem Umfange in da- bestehende 
StaatSkirchenrecht ein, daß ein Nachtrag-Heft zu meiner Ausgabe deS 
Gesetzes vom 21. Mai 1886, um die neu bewirkten Abänderungen zur 
Anschauung zu bringen, erforderlich geworden ist. Nicht nur hat die 
Regierungsvorlage im Jntereffe der Herstellung deS Friedens weitere, 
bisher festgehaltene Rechte deS Staates aufgegeben, sondern sie ist auch 
auf eine nochmalige Revision derjenigen Punkte, in Betreff deren eine 
solche schon durch das Gesetz von 1886 erfolgt war, zurückgegangen (vgl. 
Art. 1, Art. 3 und Art. 4), und daS Herrenhaus hat mit Genehmigung 
der Regierung und unter Hinzutritt deS Abgeordnetenhauses, wesentlich 
wieder auf Veranlassung deS Bischof Dr. Kopp, als Geschäftsträger- 
der römischen Kurie, die die Rechte deS Staates immer mehr verküm­
mernde Revision noch weiter ausgedehnt, indem eS, abgesehen von ein­
zelnen Modifikationen der Regierungsvorlage (Art. 2 §§. 2, 3 und Art. 5 
§. 1), noch die Art. 2 §. 1 und § 5, Art. 5 §. 4 und Art. 6 der Vorlage 
eingefügt hat, so daß nunmehr die von der Kurie zugestandene Anzeige­
pflicht, deren Ausdehnung bisher nicht einmal in Betreff der Sukkursal- 
Pfarreien sicher feststeht, zwar so gut wie völlig jedes Werthe- entkleidet 
wird, aber doch jetzt endlich nach der Erklärung des Papste- an den 
Erzbischof von Köln vom 7. April 1887 „der Zugang zu dem so lange 
und mühsam erstrebten Frieden eröffnet ist".

Die fortdauernde Vertrauensseligkeit, für deren Folgen die eben 
mitgetheilten Worte des Papstes die treffendste Kritik bilden, hat auch 
diesmal wieder zu einer Vernachlässigung der gesetzgeberisch-technischen 
Seite der gestellten Abänderungsanträge (vgl. Art. 2 §. 1, §. 3 u. §. 5,


